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Entwurf eines Sechsten Gesetzes zur Änderung und Ergänzung 
des Kriegsgefangenenentschädigungsgesetzes 

A. Problem 

Durch den anhaltend starken Eingang von Anträgen auf Unter- 
stützung und Darlehen bei der 1969 gebildeten Heimkehrer- 
stiftung ist es nicht möglich, ehemaligen deutschen Kriegsgefan- 
genen dort zu helfen, wo es notwendig erscheint, weil nach 
den bisherigen gesetzlichen Bestimmungen jährlich nur drei 
Millionen Deutsche Mark aus dem Stammvermögen entnommen 
werden dürfen. 


B. Lösung 

Die Mittel für Darlehen und Unterstützungen aus der Heim- 
kehrerstiftung sollen für die Zeit von 1975 bis 1979 befristet 
erhöht werden. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Dem Bundeshaushalt entstehen keine Mehrkosten. 
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Entwurf eines Sechsten Gesetzes zur Änderung und Ergänzung 
des Kriegsgefangenenentschädigungsgesetzes (6. KgfEÄndG) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Kriegsgefangenenentschädigungsgesetz in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 2. September 
1971 (Bundesgesetzbl. I S. 1545) wird wie folgt ge- 
ändert und ergänzt: 

§ 46 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Neben den jährlichen Erträgnissen können 
aus dem Stammvermögen der Stiftung für die in den 
Absätzen 2 und 3 genannten Zwecke 

für die Jahre 1970 bis 1974 

je drei Millionen Deutsche Mark, 

für die Jahre 1975 und 1976 

je acht Millionen Deutsche Mark, 

für das Jahr 1977 sieben Millionen Deutsche Mark, 


für das Jahr 1978 sechs Millionen Deutsche Mark, 

für das Jahr 1979 vier Millionen Deutsche Mark 

und für die Jahre 1980 bis 1983 

je drei Millionen Deutsche Mark 

verwendet werden. Für Leistungen nach Absatz 2 
Nr. 1 und 2 sind bis 1979 jeweils Beträge in gleicher 
Höhe vorzusehen." 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
1975 in Kraft. 


Bonn, den 13. November 1974 


Wehner und Fraktion 
Misdinick und Fraktion 
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Begründung 


Der im Jahre 1969 gebildeten Heimkehrerstiftung 
— Stiftung für ehemalige Kriegsgefangene — sind 
in den Jahren 1970/71 60 Millionen Deutsche Mark 
Bundeshaushaltsmittel (Stammvermögen) zur Ver- 
fügung gestellt worden. Außerdem überwiesen die 
Länder 21,8 Millionen Deutsche Mark nicht ver- 
brauchter Mittel zur Einlösung von Kriegsgefange- 
nenzertifikaten. Dieses Gesamtvermögen der Stif- 
tung wurde zinsgünstig angelegt. 

Neben den jährlichen Erträgnissen (Zinsen) kön- 
nen nach den bisherigen Bestimmungen des § 46 
Abs. 4 des Kriegsgefangenenentschädigungsgeset- 
zes (KgfEG) aus dem Stammvermögen der Stiftung 
u. a. für Darlehen und Unterstützungen jährlich drei 
Millionen Deutsche Mark verwendet werden. Bis 
zum 30. Juni 1974 hat die Stiftung rund 45 Millionen 
Deutsche Mark in Form von Darlehen und Unter- 
stützungen gewährt. Das Vermögen der Stiftung be- 
trug bei Aufnahme ihrer Tätigkeit 81,8 Millionen 
Deutsche Mark und am 30. Juni 1974 noch 80,103 
Millionen Deutsche Mark. In diesem Betrag sind 
22,4 Millionen Deutsche Mark ausgereichte Darlehen 
enthalten. 

Die Heimkehrerstiftung hat in ihrer vierjährigen 
Tätigkeit erfolgreiche Arbeit geleistet und durch ge- 
zielte Maßnahmen ehemaligen Kriegsgefangenen 
wirksam geholfen. 


Die große Anzahl von eingehenden Darlehns- und 
Unterstützungsanträgen gestattet es jedoch nicht, 
überall dort zu helfen, wo es notwendig erscheint, 
weil nach den bisherigen gesetzlichen Bestimmun- 
gen jährlich nur drei Millionen Deutsche Mark aus 
dem Stammvermögen entnommen werden dürfen. 

Der Entwurf sieht daher eine Aufstockung der Mit- 
te! aus dem Stamm vermögen für die Jahre 1975 bis 
1979 in Höhe von 18 Millionen Deutsche Mark vor. 
Die Alterszusammensetzung der ehemaligen Kriegs- 
gefangenen läßt erwarten, daß gerade in den näch- 
sten Jahren ein erhöhtes Bedürfnis für Leistungen, 
insbesondere für Darlehen, besteht, das jedoch spä- 
ter zurückgehen wird. 

Von 1980 bis einschließlich 1983 soll es bei dem 
Verbrauch von je 3 Millionen Deutsche Mark jähr- 
lich aus dem Stammvermögen verbleiben. Nach 1983 
stehen der Stiftung dann für die Weitergewährung 
von Leistungen die Rückflüsse und Zinsen aus Dar- 
lehen zur Verfügung. 

In dem Entwurf ist weiter festgelegt, daß bis ein- 
schließlich 1979 Mittel für Darlehen und Unterstüt- 
zungen in gleicher Höhe vorzusehen sind. Ab 1980 
sollen dann für die weitere Zukunft in der Regel 
Unterstützungen gewährt werden. 

Dem Bundeshaushalt entstehen keine Mehrkosten. 
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